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Nr. 150. 


Abonnements⸗Einladung. 
Unſere geehrten Leſer, namentlich die 
auswärtigen, bitten wir, das Abon⸗ 
nement auf unſere Zeitung recht bald er⸗ 
neuern zu wollen, damit ihnen dieſelbe ohne 
Anterbrechung zugeht und wir ſogleich die 
Stärke der Auflage feſtſtellen können. Die 
reichhaltige Fülle des Materials, welches 
| wir aus den politiſchen Tages⸗ 
Fereignifjen, aus den jetzigen 
Fin intereſſanten Reichs⸗ 
tags- und Kammerberichten, 
aus den lokalen und provin⸗ 
ziellen Begebniſſen darbieten, unſere 
telegraphiſchen Depeſchen ſind 
ſo bekannt, daß wir es uns verſagen 
können, zur Empfehlung unſerer Zeitung 
unggend etwas zuzufügen. Wir werden auch 
fernerhin den orientaliſchen Angelegenheiten, 
eine ganz beſondere Aufmerkſamkeit widmen. 
Wir werden ebenſo für ein ſpannen⸗ 
des und intereſſantes Feuil⸗ 
leton ſorgen. 

Der Preis der zweimal täglich erſcheinen⸗ 
ven Stettiner Zeitung beträgt außer⸗ 
balb auf allen Poſtanſtalten vierteljährlich 

nur zwei Mark, in Stettin in der 
bedition monatlich 50 Pfennige, 
mit Bringerlohn 76 Pfennige. 
| | Die Redaktion. 
tſcher Reichstag. 
28. Sitzung vom 28. Mi. 
Bräfdent von Fordenbeck eröffnet die 
* Sipung m 11 ½ Uhr. 
D Am the des Bundesraths: Hofmann, 
4 1 v. Philtppoborn, Kameke, v. Voigts⸗ 


0 
Nhe 
Der Präſtdent theilt mit, daß der Geſammt⸗ 
durſtand des Haujes den ihm erteilten Auftrage ge⸗ 
naß in einer Adreſſe an Se. Majeſtät den Kaiſer 
bie Glückwünſche des Haufes zu deſſen Geburtstage 
ittelt hat. Darauf iſt die folgende Antwort 
gangen: 
„Die mir im Namen des Reichstages an Mei- 
um Geburtatage übermittelte Adreſſe habe ich mit 
Defciedigung entgegengenommen. Ich danke dem 
* tage für die Meinem Herzen wohlthuenden 
der Treue und Anhänglichkeit, welche in dem 


D 


then in dieſem Jahre nicht, wie früher, Perjönlid 
habe entgegennehmen konnen. 
Berlin, den 23. März 1879. 
Wilbelm.“ 
Tagtesorduung: 
I. Dritte Berathung des Geſetzentwurfs wegen 
der Geſetze vom 23. Februar 18 76 und 

28. Mei 1873, bereſfend die Verwaltung des 
deicheinvalidenfonds. 

Der Geſetentwurf wird hietauf defintiv ge- 


4 II. Dritte Berathung des Geſetzentwurfe betr. 
1878 80-6 des Reichshaushaltsetats für das Jahr 
für Abg. Dr. Bamberger giebt feinen Be⸗ 
chtungen in Bezug auf die bevorſtehenden Be⸗ 
tie über die geplante Steuer - und Wirthſchafts⸗ 
Ausdruck. Er führt aus, wie wenig die 
* den Vorarbeiten detraute Tarifkommiſſton Ga⸗ 
batte für eine richtige Erledigung der ſchwebenden 
dagen bieten. In drei Monaten habe man einen 
darf feſtgeſtellt, während es in dieſer kurzen Zeit 
N einmal möglich geweſen ſet, vie 1600 Seiten 
8 Verhandlungen der Eiſen- und Baumwollen⸗ 
duete durchzuſtudiren. Ausſchlaggebend für die 
tigte Umkehr auf wirthſchaftlichem Gebiete jet 
1, Sich der Reichskanzler, der ſich plößlich zu dieſer 
d bekannt habe. - Kein Menſch in 
Alalſchtand würde «6 gewagt haben, Getreidt., 
I. und allgemeine Eingangezölle zu befürworten. 
Reicpokanzler habe ſich eine beſtehende Meinung 
Weng aus Gründen, die noch ein Geheimniß 
tm 


Der Weg, den wir betreten ſollen, führe in 
Irrthum. 


v 


Die Klagen, die den Reichskanzler 


Kompromiß. 
des könne man nur finden dadurch, daß man 
in das Zoll ⸗ 
Nur dann komme man zurück zu der natürlichen und 


veranlaßt haben, mit feiner Autorität für dieſe neue Angaben des Abg. Bamberger und gest auf eine 
Wurthſchaftspolttik einzutreten, rühren davon ber, eingehende Beleuchtung derjenigen Schäden ein, 
weil jedes Land ſich durch das andere geſchädigt welche durch die Beſeltigung der Eiſenzölle der ge⸗ 
glaubt. Dieſelbe Miſere, mit der heute Deutſch⸗ ſammten Eiſeninduſtrie widerfahren ſeien.  Dieje 
land kämpft, herrſche aber auch in den übrigen Zaſinde müßten beſeitigt werden. Es handle fid 
Ländern: auch Frankreſch ſei davon nicht ausge⸗ durchaus nicht um Kompromiß-Politik in wirth⸗ 
nommen. Die Kriſe habe abſolut mit unſerer schaftlichen Fragen, ſondern um eine abzutragende 
Handelspolitik nichts zu thun; es gebe keinen uld. Kein Menſch, der in der Eiſeninduſtrie 
größeren Trugſat, als den, daß die gegenwärtigen bewandert fei, werde auch nur einen Moment dar⸗ 
Berlegenhetten der Gewerbe, des Handels und der über in Zweifel fein, daß, wenn man dieſe Indu⸗ 
allgemeinen Ernährung mit der Handelspolitik in] ſtrie noch länger ſchutzlos laſſe, fie völlig zu Grunde 
üigend welchem Zuſammenhange ſteht. Der wahre | gehen müſſe. 

Grund der Verlegenheit liege in der überſpannten Die Generaldiskuſſion wird geſchloſſen. 
Tbätiglett während einiger Jahre auf dem gewerb-| In der Spezialdiskuſſton nimmt zunächſt das 
lichen und Handelsgebtete. Dieſe falſche Stellung Wort der Abg. Dr. Hänel bei dem Etat des 
des ganzen wirthſchaftlichen Apparates mußte auf auswärtigen Amts. Redner bedauert, daß der Ber ⸗ 
den Verkehr machtheilig einwirken. Redner richtet liner Vertrag nur in ſeinem Text dem Hauſe vor⸗ 
an den Bundesrath die Bitte, die ſchweren Schritte, liege; ohne gleichzeitige Vorlegung der Protokolle 
welche auf wirtbſchaftlichem Gebiete gemacht werden habe eine ſolche Verthellung gar keinen Sinn. Er 
ſollen, ſachlich und unparteilſch zu prüfen. Alles, lenkt ſodaun die Aufmerksamkeit des Haufes auf dle 
was geſchehen werde, werde ſich allerdings an den Beſtimmung des Vertrages, welche ſich mit der 
Namen des Fürſten Biemarck knüpfen, aber das Gleichſtellung der Kulten in Rumänien beſchäftigt 
ſchließe nicht aus, daß Dieienigen eine ſchwere Ber- | und weiſt darauf hin, daß man in Bulareſt nur 
antwortung auf ſich nehmen, welche für die Umge- | mit großen Reſerven an die Ausführung jener kla⸗ 
ſtaltung unſerer Wirthſchaftspolitik von Grund auf ren Beſtimmung des Berliner Vertrages herangehe. 
thälig jein werden. IMan glaubt den Anforderungen zu entſprechen, 
wenn man einen Artikel der Verfaſſung aufhebt und 


Verſuche widerſtehen, dem Herrn Vorredner zu ant- Lauswärtigen Jen die Frage, ob Seitens der Re⸗ 
gietung die trete Ausführung diefer Beſtimmung 
| terung gefordert 


glerungen, dieſe Uebergangszeit fo viel als nur 
möglich abzukürzen. Man ſollte daher nicht die 
Raſchheit tadeln, fie vielmehr anerkennen, damit 
wir recht ſchnell aus den unfertigen Zuſtänden her⸗ 
auskommen. 

Abg. Richter Hagen: Das Syſtem der 
Tartflommiſſion ſteht auf jo ſchwachen Füßen, die 
gefaßten Beſchlüſſe find mit fo knappen Maforitäten 
gefaßt, daß einige Aenderungen, die der Bundesrath 
etwa vornehmen wird, Breſche in das ganze Spſtem 
des Reichskanzlers legen wuß. Was die gegenwär- 
tige unerhörte Stagnation und Unſſcherhelt der ge- 
ſammten wirthſchaftlichen Verhältniſſe anlangt, ſo 
iſt dieſelbe lediglich eine Folge des Kanzlerprojektes 
vom Dezember vorigen Jahres. Aber glaube man 
doch ja nicht, daß dieſes Projekt jemals die Grund⸗ 
lage eines dauernden Zolltarifs werden kann! Wenn 
das Projekt zur Durchführung kommen ſollte, dann 
wird es nur neue Jutereſſenkämpfe herbeiführen, 
deren Folgen unberichenbar find. Redner geht jo 
dann auf das vorliegende Budget über und konſta⸗ 
tirt feine Befriedigung darüber, daß die gegenwär⸗ 
tigen Budgetberathungen wieder mehr und mehr den 
alten Traditionen der Sparſamkelt entſprechen und 
von dem Verfahren in der Milliardenzeit immer 
mehr abweichen. Dieſe Errungenſchaft verdanke man 
lediglich den Matrikularbeiträgen, welche deshalb der 
Regierung unbequem find. Deshalb ſollen fie durch 
indirekte Steuern erſetzt werden, und damit dem 
Budgetrecht des Reichstages der größte Schaden an⸗ 
gethan werden. Was die projektirte höhere Tabaks 
Rewer anbetrifft, fo ſollen dadurch die Tabaksinter⸗ 


Seiten der rumäniſchen Regierung der Berliner 
Vertrag nach Sinn und Geiſt zur Aus führung ge⸗ 
kommen iſt. 

Abg. Windthorſt⸗ Meppen: Die von dem 
Vortedner erwähnte Beſtimmung des Berliner Ver⸗ 
trages wird zu allen Zeiten demſelben eine Aner⸗ 
kennung ſichern. Ich für meinen Theil möchte aber 
den Wunſch ausſprechen, daß dieſelbe Beſtimmung, 
welcht an der Donau gelten ſolle, auch für Preu⸗ 
ßen Geltung finden mögt. 

(Seitens des Vertreters des auswärtigen Amts 
ward eine Antwort nicht gegeben.) 

Bel dem Etat der Marineverwaltung richtet 

Abg. Meier Schaum burg⸗Lippe) an die Regie⸗ 
rung die Frage, ob der Bauplan für den zweiten 
Hafeneingang in Wilhelmshaven geändert wor⸗ 
den ſei. 
Chef der Admiralität v. Stoſch erklärt, 
ſämmtliche Waſſerbautechniker, ſowie die meiſten Offi- 
kere des Admiralitätsraths hätten ſich mit dem vor 
handenen Plane einverſtanden erklärt und nur kleine 
en deſſelben beſchloſſen, jo daß jetzt der 
Hafeneingang während dreier Stunden bei jeder 
Fluth benußt werden kann. 

Abg. Hänel: Als ich in der zweiten Le⸗ 
fung an den Chef der Admiralität die Frage rich ⸗ 
tete, ob er nicht endlich nach neun Monaten dem 
Reichstage und der deutſchen Nation die nöthige 
Aufklärung und das aktenmäßige Material über die 
Kataſtrophe des „Großer Kurfürst“ vorlegen wollt, 
erhielt ich eine ausweichende Antwort. Ich muß 
nun in dritter Leſung, obwohl ich mir in dieſem 
effenten um 75 Millionen Mark geſchädgt werden.] Augenblid keinen praktiſchen Erfolg davon verſpreche, 
Der virite Theil der bei der Tabaksinduſtrie be- ausdrücklich das Recht des Reichstages und des 
ſchäftigten Arbetter, nämlich ca. 40,000 Arbeiter, | deutſ 


chen Volkes auf Vorlegung des geſammten Ma- 
ſollen brodlos werden (Hört), 81,000 tabalbauen def tertals verwahren. Ich richte an den Chef der 
Landwirthe zu Grunde gerichtet werden. So kün⸗ 


Admiralitüt und den Reichskanzler die Mahnung, 
dige ſich eine Politik an, welche die Birma führe : daß fie nicht glauben mögen, dieſe Sache könne 
„Für die E eit des Volles!“ Redner durch Schweigen gänzlich aus der Welt geſchafft 
warnt zum Schluß vor einem würthſchaftlichen werden. N 
Rettung vor dem Ruin des Lan.“ Chef der Admiralttät v. Sto ſſch beruft ſich 

auf ſeine in zweiter Leſung abgegebenen Erklä⸗ 

und Steuerprojekt Breſche lege.] rungen. 

Abg. Lasker: Dieſelben Gründe, aus denen 
wir in der zweiten Leſung gegen die Abſetzung der 
Gehalte position drs Chefs der Admiralität ſtimm- 
ten, find noch jetzt für uns maßgebend. So lange 
der Prozeß ſchwebt, können wir keine Mittheilungen 
fordern, die auf den Prozeß ſelbſt von Einfluß jein 
können. Der Chef der Avpmiralität von Stoſch 
verweigerte eine Auskunft, indem er auf ſein Ber- 
hältniß des Offiziers zu ſeinem Kriegs bern hinwies, 


gefunden Wirthſchaftspolitik, dann werde auch die 
Nothſteuer aufhören. (Beifall rechts.) 

Abg. Stumm wirft dem Vorredner vor, 
daß derſelbe eine Unſumme falſcher Behauptungen 
aufgeſtellt habe, ohne dafür Beweis anzutreten. 
Wozu ſollen überhaupt derartige Debatten führen, 
denen hauptſächlich jede Unterlage fehle. (Sehr 
richtig l) Redner bemängelt ſodann die thatſächlichen 


wonach er nicht befugt ſei, ohne deſſen Befebl Er⸗ 
klärungen abzugeben. Der Reichstag beabſicht 
nicht, die Disziplin der Armee irgendwie zu bet 
trächtigen, aber anders iſt die Sache mit der dem 
Reichs age verantwortlichen Regierung, dem Reichs 
kanzler und deſſen Stellvertreter. Dieſe werden 
uns nach Beendigung des Prozeſſes volle Auskunft 
geben müſſen. 
Abg. Lucius: Ich habe in der zweiten Le⸗ 
jung nicht geſagt, daß die Regierung bei der drit⸗ 
ten Leſung die geforderten Aufklärungen geben ſolle, 
ſondern nur, daß das Haus bei der dritten Leſung 
auf dieſen Gegenſtand zurückkommen nne. Im 
Uebrigen beſtätige ich meine damals gethanen Aeuße⸗ 
rungen ſelbſt auf die Gefahr hin, daß gewiſſe Zei- 
tungen dieſelben am anderen Tage als förmliche 
Angriffe gegen den Admiral v. Stoſch und als in⸗ 
ſpirirt von außerhalb des Hauſes ſtehenden Perſo⸗ 
nen darſtellen. Ich verſchmähe es, auf derartige 
verleumderiſche Inſinuatlonen in der Preſſe zu ant⸗ 
27 8 Bewilli d Igt ol 
e Bewilligung der Poſitionen erfolgt ohne 
Wberſptug. gung Poſt folgt oh 
Beim Etat der Reichs juſtizverwaltung richtet 
Abg. Windlhorſt an die Regierung die An- 
ſrage, ob fie noch vor dem 1. April die zu Reichs⸗ 
richtern dejignisten Perſonen von ihrer Ernennung 


benachrichtigen werde, damit fie rechtzeitig ihre Wob⸗ 


nungen kündigen könnten. 

Bundes kommiſſar Geh. Rath Meyer: Die 
Ernennung iſt erſt möglich auf Grund des Etats, 
der heute zu Stande kommt. Ob die Mittheilung 
der Ernennungen an die Betreffenden bis zum 1. 
April möglich ſein wird, bezweifle ich. 

Abg. Windthorſt: Die erſte Ausrede des 
Kommiſſars (Heiterkeit) war nicht relevant. Ich 
war in ähnlicher Lage doch im Stande, den Be⸗ 
treffenden vor Fertigſtellung des Etats ihre Ernen⸗ 
nungen mitzutheilen, vorbehaltlich der definitiven, An⸗ 
ſtellung und der definitiven Fixirung des Gehaltes 
Redner befürwortet die Einführung der Amtstracht 
auch für das Reichsgericht. 

Geh. Rath Meyer: Ich glaube wohl, daß 
der Abg. Windthorſt bet ſeinen großen Fähigkeiten 
bei der Ernennung der Richter ſchnell fertig gewor⸗ 
den iſt. Aber im deutſchen Reich liegt die Ernen⸗ 
nung der Richter nicht in der Hand eines Mannes, 
ſondern in der des Bundes raths. Die Frage ter 
Amtstracht iſt erwogen worden, die Entſcheidung 
darüber kann aber erſt erfolgen, wenn ſich überſehen 
laßt, wie in den größeren Einzelſtaaten, namentlich 
in Preußen, die Fragt geloͤſt wird. 

Bei den Einnahmen der Post- und Telegra⸗- 
Pben-Berwaltung verweist a 

Abg. Liebknecht auf ein Telegramm der 
„Times“, wonach in Friedrichsruht zwiſchen dem 
Reichskanzler und dem General- Poſtmeiſter verein- 
bart ſein ſoll, daß der Poſt das Recht gegeben wer- 
den ſolle, alle aus dem Auslande kommenden Brieft 
zu öffnen. Die Nachricht wurde in Zweifel gezo⸗ 
gen, aber bald darauf wurde ſeitens der Poſtver⸗ 
waltung eine Verfügung erlaſſen (die Redner voll⸗ 
ſtändig vorlieſt), wonach auf Grund des Soztaliſten 
geſetzes verbotene Druckſchriften von der Poſt nicht 
allein nicht vertrieben, ſondern auch, wenn die Sen⸗ 
dungen unter Kreuzband zc. oder in einer ſolchen 
Verpackung eingehen, daß der Inhalt äußerlich un⸗ 
zweifelhaft als Exemplare verbotener Zeitſchriften er- 
kennbar iſt, dem Adreſſaten nicht ausgehändigt, ſon⸗ 
dern der Polizeibehörde überliefert werden. Redner 
führt aus, daß ſchon mehrfach Sendungen gar nicht 
oder erbrochen an den Adreſſaten gelangt jelen ; auf 
Grund folder kiubehaltenen Sendungen ſeien Ver⸗ 
haftungen und Anklagen erfolgt; ja man habe ſo⸗ 
gar Geldſendungen, die rein geſchäftlicher Natur 
waren, einbehalten, weil man wahrſcheinlich an⸗ 
nahm, daß ſie zu Agitationszwecken dienen ſol⸗ 
len. Unter ſolchen Zuſtänden müſſe auch das Ge⸗ 
ſchäft leiden. . 

Generalpoſtmeiſter Stephan: Win die 
Ausführungen des Vorredners Bedeutung haben 
folten, jo konnte er nur ſagen wollen, daß im 
deutſchen Reiche das Briefgeheimniß täglich verletzt 
wird. Dieſe Behauptung bedarf vor dieſem Haufe 
und vor dem Lande keiner Widerlegung. Täglich 
werden 3 Millionen Briefe geſchrieben, es können 
alſe nicht, täglich die größten Schandthaten an den 
Briefen vallzogen werden, ohne daß die ö 
Meinung und die Preſſe ſolche Uebelſtände zur 
Sprache bringen würde. Man kann ſich doch an 
nicht darauf einlaſſen, alles Unrichtige, was in der 


„Times“ ſteht, zu widerlegen. Die Verfügung iſt 
jedenfalls die ſchlagendſte Widerlezung dieſes Tele ⸗ 
gramms; fie tft vollkommen mit den Geſetzen im 
Einklang. Die verbotenen Zeitungen darf die Poſt 
nicht verbreiten, weil fe ſonſt unter die geſetzlich n 
Strafen fallen würde; fir iſt nur Aus führerin des 
Geſetzes und leiſtet z. B. bei den Geldſendungen im 
Falle eines Konkurſes ꝛc den Requiſttlonen der Ge⸗ 
richte Folge. (Abg. Liebknecht: War kein Konkurs.) 
Außerdem iſt noch nicht bewieſen, ob die Gelder 
nicht zu Agitationszwecken dienen ſollten. (Wider ⸗ 
ſpruch des Abg. Liebknecht: Das bewelſen die Briefe!) 
Ja, ſolche Briefe kann man ſich ſchreiben laſſen. 
(Abg. Liebknecht: Ich ſtehe dafür ein !) Das if 
immer noch kein juriſtiſcher Beweis. Ein Eingehen 
auf die einzelnen Fälle muß ich entſchieden ablehnen; 
dazu find die einzelnen Behörden da, vor denen iſt 
die Beſchwerde vorzubringen. Ich bin den Anklagen 
nur deshalb entgegengetreten, well auch hier der 


Saß gilt: Calumnisre audacier, semper ali- 
quid haeret. (Lebhafter Widerſpruch. Beifall 
rechts.) 


Viceprüſident v. Stauffenberg: Ich 
nehme an, daß ſich die letzten Worte nicht auf Dinge, 
die in dieſem Haufe vorgekommen find, beziehen, 
ſonſt könnte ich ſie nicht ungerügt vorüber gehen 
laſſen. all.) 

Abg. Lasker: Viele Beſchwervden des Abg. 
Liebknecht halte ich nicht für begründet. Die Poſt 
darf verbotene Schriften nicht unter Kreuzband be⸗ 
förrern, denn fie würde damit Beihülfe zu ver ⸗ 
botenen Handlungen leiſten. Aber der Abg. Lieb⸗ 
knecht hat eine Thatſache angeführt, die, wenn fie 
wahr if, einen ganz unmöglichen Zuſtand im Lande 
anzeigt — das war das über Geldſendungen Ge⸗ 
ſagte. Es giebt keine Sicherheit der Korreſpondeng, 
wenn der Name des Adriſſaten zur Siſtirung 
deſſelben ausreicht, wenn dieſer Mann mit Sozial⸗ 
demolraten Umgang oder Bekanntſchaft hat. Der 
Abg etebknecht hätte wohl gethan, den Generalpoft- 
meifter vorher von ſe inen Beſchwerden zu informiren, 
damit er ſich auf die Beantwortung derſelben vor⸗ 
bereiten konnte, oder er hätte durch eine förmliche 
Schrift an den Reichstag die Prüſung der Vorfälle 
in der Petitionskommiſſton ermöglichen ſollen. Ich 
erwarte aber, daß der Generalpoſtmeiſter alle von 
dem Abg. Liebknecht anzeführten Thatſachen unter- 
ſuchen und uns darüber Auskunft geben wird, ob 
dieſelben richtig find, denn wenn ſolche Beſchuldi⸗ 
gungen unwiderlegt bleiben, jo kann das Publikum 
glauben, daß etwas Wahres daran fel (Witerſpruch 
rechts), und ich wünſche die Postverwaltung auch 
von jedem Schatten eines Verdachtes der Verlegung 
res Poſtgehelmutſſes fret zu ſehen. (Beifall links.“ 

Generalpoſtmeiſter Stephan: Ich muß die 
Poſtverwaltung gegen die heutigen Angriffe entſchie⸗ 
den in Schuß nehmen. Das Briefgeheimniß iſt 


vollſtändig gewahrt. (Widerſpruch und Zuſtimmung.) 


Die Anforderung des Abg. Lasker, daß die Regie- 
rung auf jede Beſchuldigung eines einzelnen Abge⸗ 
erdneten hin eine Unterſuchung anſtellen ſolle, muß 
ich entſchleden ablehnen. (Murten links.) Die von 
der Verwaltung wegen der früheren Beſchwerden des 
Abg. Liebknecht anzeſtellten Unterſuchungen find re- 
ſultatlos geblieben und die Kommiſſton würde die 
gleiche Erfahrung machen. Eine Aenderung der Ber- 
fügung kann ich nicht in Ausſicht stellen; dieſelbe iſt 
nothwendig und entſpricht den Beſtimmungen des 
Grjepes, welches zur Geltung zu bringen die Poſt⸗ 
verwaltung zu ihrem Theil für ihre Pflicht hält. 
(Beifall rechts, Ziſchen links) 

Abg. Hänel: Bei offenen Sendungen darf 
und muß er eine Beſchlagnahme eintreten laſſen, ſo⸗ 
ſern dieſelben verbotene Schriften enthalten; es darf 
aber die Verfügung nicht auch auf Sendungen An⸗ 
wendung finden, von denen nach dem Geſetz und 
dem Reglement anzunehmen iſt, daß fie die Natur 
verſchloſſener Sendungen haben! Dann wäre das 
Poſtgeheimniß nicht mehr gewahrt! 

Der Generalpoſtmelſter eiklärt ſich 
mit den Anſchauungen des Borredners durchaus 
einverſtauden. Er konſtatirt, daß nach dem Juhalt 
feiner Verfügung nur diejenigen Sendungen angehalten 
werden dürfen, Zum ſtrafbarer Inhalt ſchon äußer⸗ 


erkennbar ſei 
Damit ſchließt die dritte Berathung des 


Das Haus genehmigt ſodann ſaſt einſtimmig 
dos Anleihegeſetz und das Etatsgeſetz. 

Auf eine Anfrage Windthorſt's erklärt der Prä⸗ 
ſident, daß die Ferien erſt Ende nächſter Woche be⸗ 
ginnen werden. 

Schluß 5% Uhr. 

Nächſte Sitzung: Sonnabend 12 Uhr. 

.-⸗O.: Kleinere Vorlagen und Wahl- Prü⸗ 


fungen. 


f Deutſchland. 
Berlin, 28. März. Der Miniſter des 
Innern hat die Brovinztal-Bebärben erinnert, daß 
bereits durch verſchiedene Erlaſſe darauf hingewieſen 
worden, daß das in 8 46 des Reichsgeſetzes über 


die Einführung der bürgerlichen Standes buchführung 


vorgeſchriebene Aufgebot auf Anordnung der Stan⸗ 
desbeamten von den Gemeindebehörden zu erlaſſen 
iR, vaß demnach der das Aufgebot anordnende 
Standesbeamte die auswärtigen Gemeindebehörben 
direkt, nicht durch Vermittelung der auswärtigen 
Standesämter requiviven joll und daß die betreffen ⸗ 
den Gemeindebehörden derartige Reklamen ſchleunlg 
erledigen und das Aufgebot nach Ablauf der geſetz 
lichen Publikationsfriſt ſofort zurückſenden ſollen. 
Der Minifter bemerkt, daß vorzugsweiſe von den 
Standesämtern zu Berlin Beſchwerde erhoben, daß 
gegen die gedachten Beſtimmungen zum Nachtheil der 
Betbeiligten vielfach verſtoßen und namentlich Re- 
quiſitionen um Erlaß des Aufgebots von auswärti- 
gen Standesämtern an die hieſigen Standesämter 


ſtatt an den Magiſtrat zu Berlin gerichtet. Ver⸗ 
zögerungen ſollen außerdem nicht ſelten dadurch her⸗ 
beigeführt werden, daß auswärtige Gemeindebehoͤrden 


ihre Sendungen an das „Standesamt“ zu Berlin 


adꝛeſſtren, ſtatt von der in dem betreffenden Regul⸗ 
ſitionsſchreiben bezeichneten vollſtändigen Adreſſe Ge⸗ 
brauch zu machen, was zur Folge hat, daß die 
Poſtbehoͤrde das Schreiben behufs Ermittelung des 
empfangsberechtigten Standesamts an das Central⸗ 
burtau des Magistrats gelangen laſſen muß. Ge⸗ 
rügt wird auch, daß die Beſcheinigungen der Ge⸗ 
meindebehörden über erfolgte Bekanntmachung des 
Aufgebots vielfach nicht mit dem Dienſtſiegel ver- 
ſehen werden. Der Minister weiſt demnach die Pro⸗ 
vinzialbehörden an, wiederholt auf die Nothwendig⸗ 
keit der Beachtung der beſtehenden Vorſchriften hin⸗ 
zuwetſen. 

Der Kaifer iſt mit dem kronprinzlichen Paare 
tief ergriffen von dem Tode des Prinzen Waldemar, 
der von dem ganzen Königs hauſe ſehr geliebt wurde. 
Das Befinden Sr. Majeſtät iſt aber durch den 
traurigen Fall bisher nicht affiztet worden. Die 
körperliche Beſſerung ſchreitet vor, jo daß heute be⸗ 
reits wieder ein Verſuch mit der Anlegung des 
Bruchbandes gemacht werden konnte, wilches der 
Kaiſer ſeit langen Jahren trägt, das aber in Folge 
des Falles hatte abgenommen werden müſſen. — 
Die Beiſetzung des verſtorbenen Prinzen findet mor⸗ 
gen in Potsdam ſtalt. Zu der Leichenfeierlichkeit iſt 
nur ein kleiner Kreis von Hof und Staatsbeamten 
zugezogen. 5 
Der evangeliſche Oberkirchenrath hat unterm 
28. März aus Anlaß des Todes des Prinzen Wal⸗ 
demar den Konſiſtorten eine feierliche Abkündigung 
von der Kanzel in den Berliner Kirchen am nächſten 
Sonntag und in den Provinzen für Sonntag über 
acht Tage zugehen laſſen. 

Zum Geburtstage des Kalfers hat das De- 
partement für das Invalidenweſen des Kriegs mi⸗ 
niſtertums aus den Zinſen der vom Kommerzlen 
Rath Lachmann gegründeten Stiftung von 30,000 
Mark 25 Invaliden mit je 54 Mark, aus der 
Stiftung eines ungenannten Patrloten von 4650 
Mark 11 Invaliden mit je 25 Mark und aus den 
Zinſen der Stiftung des Hoflteferanten Hoff von 
7800 Mark 12 Invaliden mit je 15 Mark 
bedacht 

Der Provinzial-Landtag , der Rheinprovinz iſt 
zum 16. April nach Düſſeldorf berufen worden. 

Band XXXIV. der Statiſtik des deutſchen 
Reichs iſt ſoeben zur Ausgabe gelangt. Der Band 
enthält den Verkehr auf den deutſchen Waſſerſtraßen, 
insbeſondere den Schiffs- und Güterverkehr, nebſt 
den beobachteten Waſſerſtänden im Jahre 1877. 

Berlin, 28. März. Aus dem Bundesrath. 
Der Bundesrath hielt geſtern Nachmittag im Reichs ⸗ 
tagsgebäude eine Plenarſizung unter dem Borfif 
des Präſidenten des Reichskanzleramts Hofmann. 


und anderen laufenden Geſchäften erfolg‘ eine Mit- 
tbeilung über die erfolgte Ueber oeiſung der 6 
Bayerns und Mecklenburg⸗Schwer ens bezüglich Ab⸗ 
änderung der Gewerbeordnung an die betreffenden 
Ausſchüſſe. Vorlagen, betreffend die Regelung des 
Gütertarifweſens auf den deutſchen Eiſenbahren; 
den Entwurf eines Geſetzes über die Vollſtreckung 
der Freiheltoſtrafen, Maßregeln gegen die Ein⸗ 
ſchleppung der Rinderpeſt, den Entwurf eives Nach⸗ 
trags zur Geſchäftsortaung des Ober Steamts 
gungen an die Aueſchüſſe. Das Protokoll des Zoll⸗ 
und Steuer-Ausſchuſſes vom 12. März d. J. 
wurde genehmigt. Der Antrag des Ausſchuſſes für 
Goebel und Verkehr Hetreffend die Wanderlagrr und 
Waarenauktlonen wurde angenommen; cbenſo der 
Antrag des Juſtizausſchuſſes betreffend den Entwurf 
eints Giſetzes über die Anfechtungen von Rechts 
dandlungen außerhalb des Konkurs verfahrens. Münd⸗ 
liche Aus ſchuß berichte wurden erſtaltet über den Rum 
auf Spielkarten für den Abdruck des Stempels; die 
Abſtempelung lacknter Spielkarteublätter; eine Pe⸗ 
tition wetzen der Abſtempelung der zur Lack rung 
beſtimmten Spielkarten ſowie über die Erhebung 


miſſarten zur Berathung von Vorlagen im Reichs⸗ 
tage und Vorlegung von Eingaben 
Schluß der etwa zweiſtündigen Sitzung. 
— Der Handelsmtaiſter Maybach hat ein 
provlſoriſches Verfaſſungsſtatut für die königl. tech⸗ 
niſche Hochſchule in Berlin veröffentlicht. Die 
Hochſchule fol bekanntlich erſt aus der Vereinigun 
der königlichen Bau- und Gewerbe⸗Akademie er⸗ 
ſtehen und den Zweck verfolgen, für den techniſchen 
Beruf im Staats- und Gemeindedienſt, wie im in⸗ 
duſtriellen Leben die höhere Ausbildung zu gewäh⸗ 
ren, ſowie die W ſſenſchaften und Künſte zu pflegen, 
welche zu dem techniſchen Unterrichtsgebiete gehören. 
Auf der Schule werden folgende Abtheilungen be⸗ 
flepens 1) für Architektur, 2) für Bau- und In; 
genteurweſen, 3) für Maſchinen⸗Ingenleurweſen mit 
Eluſchluß des Schiff baues, 4) für Chemie und 
Hüttenkunde, 5) für allgemeine Wiſſenſchaften, ins ⸗ 
beſondere für Mathematik und Naturwiſſenſchaften. 
Es bleibt dem Miniſter vorbehalten, ſowohl die 
Antahl dieſer Abtheilungen, wie auch die ihnen 
überwieſenen Disziplinen nach Maßgabe des Be⸗ 
dürfniſſes zu vermehren. Neben den Abthellungen 
beſtehen Werkſtätten und Verſuchsſtationen zur För⸗ 
derung beſonderer techniſch⸗wiſſenſchaftlicher Zwecke. 
Mit den Vorträgen in den einzelnen Tioziplinen 
find je nach dem Bedürfnißß des Uaterrichtes praf- 
tiſche Uebungen in den Zeichenſälen, Laboratorien 
und Werkſtätten, ſowie Unterweiſungen in den Rän⸗ 
men, in denen die Sammlungen aufgeſtellt find, 
und bei Ausflügen verbunden. 5 


Provinzielles. h 
Stettin, 29. März. Das Königl. Polizei⸗ 
Präſtdium zu Berlin macht unterm 12. März d. J. 


Nach Feſtſtellung 0 Protokolls der letzten Sitzung 


einer deutſchen Hagelſtatiſtik. Ernennung von Kom⸗ 


bekannt, daß die Bekanntmachungen betreffend die Ein- 
r von Rindvieh nach Berlin und tie Schließung 
dortigen Biehhofes aufgehoben find. 

— In der Nacht vom 26. zum 27. v. M. 
wurden von der Bauſtelle neden dem Grundſtück 
Pionierſtraße Nr. 1 ſechs aus Fichtenholz bearbeitete 
Zaunpfoſten geſtohlen 8 
L Als geſtern Abend der Souffleur Sel b⸗ 
mann die große Domſtraße entlang ging, wurde 
er ohne jede Veranlaſſung von dem Schiffer Richard 
Franz Ferd. Tewes angerempelt, zu Boden geſto 
ßen und durch einen Meſſerſtich unter dem Auge 
verwundet. Tews ergriff die Flucht, wurde aber 
von einem Schutzmann noch mit dem blutigen Meſ⸗ 
fer in der Hand ergriffen und verhaftet. 

— Die Koͤnigliche Regierung zu Cöslin bat 
die Bezirkskonferenzen auf den 2. April, 2. Juli 
und 8. Oktober feſtgeſetzt. Das zur Berathung 
kommende Thema lautet: „Woher kommt es, daß 
der Volksſchulunterricht immer noch jo wenig Ge⸗ 
nügendes in der deutſchen Orthographie erzielt. 
Er Der Thierarzt erſter Klaſſe Buftav Carl 
Bernhard Haren bung zu Gollnow iſt zum kom⸗ 
miſſariſchen Kreis⸗Thierarzt des Kreiſes Saaßig er⸗ 
nannt. 

Pyrit, 27. März. Dem Borfipenden des Ei- 
ſenbahn⸗Bau-Comités, Herrn Bankdirektor Elſen⸗ 
traut hierſelbſt, iſt vom Herrn Handelsminiſter May⸗ 
bach die Nachricht zugegangen, daß das eingereichte 
Statut für die zu bildende Eiſenbahn⸗Aktien Geſell⸗ 
haft Stargard⸗Pyritz-Soldin⸗Neudamm⸗Küſtein be⸗ 
Rätigt ſei. Ge kann alſo nun mit der rechlsgül⸗ 
tigen Zeichnung von Aktien vorgegangen werden. 

„ 26. März. Zu Sarnow wird am 
1. April d. J. eine mit der Orts-⸗Poſtanſtalt ver. 
einigte Telegraphen - Betriebsſtelle mit beſchränktem 
Tagesdienſt eröffnet. 

Greifswald, 27. März. Im Jabre 1878 
ſind an Landbewohner des Kreiſes Greifswald 5 
Entlaſſungsurkunden (3 an Familien, 2 an Elnzel⸗ 
ſtehende) erteilt; auf Grund derſelben ſind 22 
Perſonen (11 männliche, 11 weibliche) des Arbei 
terſtandes nach Amerika, 1 Berfon des Handels- 
ſtandes nach England ausgewandert. — Das dies- 
jährige Erſatzgeſchäft (Musterung) wird in Gützkow 
am 15., 16. April, in Laſſan am 18. April, in 
Wolgaſt am 19., 21., 22. April und in Greifs- 
wald am 24., 25., 26., 28., 29. und 30. April 
Ratıfinden ; für die Aushebung durch die köntgliche 
Ober⸗Erſatz Kon niſſton iſt der Zeitpunkt dom 9. 
bis 21. Junt in Ausſicht genommen. 

Stralſund, 28. März. Laut Ausſage eines 
von Thteſſow beute Morgen angelangten Lootſen iR 
das öͤſtliche Fahrwaſſer bis auf ſtellenweiſe feſtſte⸗ 
hendes Eis längs der Küſte ziemlich eisfrel. Auch 
im nördlichen Fahrwaſſer (Poſthaus) und weſtlichen 
Jahrwaſſer (Barhöft) iR längs der weſtlichen Küſte 
noch feſtſtebendes Eis. 

Demmin, 26. März. Heute Mittag balb 
1 Uhr ertönte die Ftuerglocke. Es brannte in dem 
benachbarten Dorfe Berſtland. Umfere Feuerwehr 
war ſchnell zur Stelle, aber trotzdem find vier Ka⸗ 
then abgebrannt und leider auch drei Kühe, eine 
Starke, einige Schweine und vier Schafe verbrannt. 
Die Entſtehung des Feuers iſt bis jetzt noch nicht 
ermittelt. 

Vermiſchtes. 

— Ein originelles Epeftandsdrama ſpielte ſich 
am Donnerſtag auf einem großen Kahn, der dle 
Oberſpree bei vollem Segelwind paſſtrte, ab. Der 
Eigenthümer des Fahrzeugs hatte ſchon während der 
ganzen Fahrt mit feiner. ihn begleitenden Ehefrau 
in Unfrieden gelebt und dieſe wiederholt auf das 
Empörendſte miß handelt, jo daß anderen Schiffern 
wiederholt Gelegenheit geboten war, ganz energisch 
einzuſchreiten. Am Donnerſtag in der Gegend der 
Wublhalde kam es wieder zwiſchen den Eheleuten zu 
einem Auftritt und ſchlteßlich zu Thätlichkeiten; die 
Frau flüchtete aus der Kajüte auf das Verdeck ihres 
Kahns, wurde von dem Ehemann verfolgt und es 
am hier zwiſchen ihnen zum Ringen. Beide ver⸗ 

ren plöplic das Gleichgewicht und rollten vom 
kahn in die Fühlen Wellen der Spree. Die elge⸗ 


den en Schiffskarchte machten jofort den kleinen Rahm 


los und retteten zunüchſt die von ihren Kleidern auf 
der Oberflache des Waſſers gehaltene Schifferſrau, 
wihrend andere Schiffer den faſt bewußtloſen Ehe- 
garten feinem naſſen Grabe entrlſſen, ihn aber dann 
verattig mit Kuütteln bearbeiteten, daß er aus meb⸗ 
ren Wunden blutend auf feinen Kahn geſchafft 
wurde. Ein Polizeibeamter, der ſich demnächſt auf 
den Kahn begab, fand den Verwundeten, bereits 
von feiner Ehefrau verbunden, ſchon bel der Atbett, 
und ale er ihn fragte, ob er gegen diejenigen, die 
ihn derartig mißhandelt, Strafanträge ſtellen wolle, 
erhielt er die malve Antwort: „Nee, Männiden, 
daran find wir gewöhnt, mine Fru hatt ſchon ville 
mehr kriegen un hätt ock mine Bestrafung noch nicht 
beantragt. IE, Boah awer mit ehr nich widder 
upt Verdeck.“ 
Literariſches. 

Deutſche Rundſchau von Rodenberg. März 
1879. Das neueſie Heft dieſer treſſlichen Zeitſchrift 
enthält die folgenden Aufſäze: Theodor Storm, 
Zur „Wald- und Waſſerfreude“. Graf Molite's 
Wanderungen um Rom. Aus ſeinen handſchrlft⸗ 
lichen Aufzeichnungen. I. E. du Bois-Reymond, 
„Aus den Llanos“. Anzeige und Nekrolog. Georg 
Brandes, Die Jugend Benjamin  Disraeli’s 
VIII XII. (Schluß) Karl Hillebrand, Halbbildung 
und Gymnaſtalreform. Ein Appell an die Unzu⸗ 
frledenen. Franz Dingelſtedt, Münchener Bllder⸗ 
bogen. II. Dodelameron. Literariſche Rund 


u. 

Soeben erſchten die neue Kaiſer - Gavotte 
„Korublumen“ von Charles Morley in deut⸗ 
ſcher Ausgabe, ein Stück, welches ſich in England 


durch jeine reizenden Melodien großer Bopularttät 
erfreut. Die ganz leichte Aus führbarkelt, die rei⸗ 
zenden Melodien, ſowie der billige Preis (uur 1 
M. 20 Pf.) werden das Stuck zum Llebling aller 
Klavterſpieler machen. In Zeit don 14 Tagen And. 
von der Klavierausgabt 2000 Exemplare verkauft 
worden. Bilſe in Berlin und alle anderen Kapel 


len haben das Stück in das Repertoir aufgenom- 
men. Eine ſoeben publicirte Ausgabe für Violine 
und Plano macht die Kompofltion auch den Biolin- 
l bog Raipijge 

er's iſche Tafel aller Lan⸗ 
der der Erde (Verlag von — Rommel in 
Frankfurt a. M.) ıft ſoeben in neuer (28.) Auflage 
erfhtenen. Auch dieſer Jahrgang zeichnet ſich burch 
ſorgfältige und umſichtige Bearbeltung des Mate- 
rials aus und enthält wiederum zahlreiche Abünde⸗ 
rungen und Zuſätze nach amtlichen Quellen, jo . 
B. bezüglich der Statiſtit der Bevölkerungen und 
der Deere. Die volksbildneriſche Bedeutung dieſes 
Schriftchens, ſowte deſſen Brauchbarkeit in geſchäft⸗ 
licher Beziehung werden ihm wieder viele neue Gön⸗ 
ner erwerben. Der Pieis if der bisherige, nur 


50 Pfennige. 
u — — — 

Berlin, 28. Es ſtanden Ber- 
kauf: 118 Rinder, 1209 Schweine, 852 Mälbe, 
a 8 tige Meine Markt 

© heutige kleine Ma „da der e 
Lokalbedarf für die Woche a — 
deckt worden war, für Rinder Schweine und Ham 
mel jo vollſtändig leblos, daß von genannten Bled 
gattungen nur einzelne Stücke abgenommen wurden 
und eine Preis nottrung daher nicht gut möglich HR. 
Nur Kälber, für welche der Handel ſich eigentlich 
geſtern lebhafter zeigte als heute, wurden allmählich 
geräumt und durchſchnittlich mit 35 —50 Pf. pro 
1 Pfund Schlachtgewicht bezahlt. 

Te legraphiſche Depeſchen. 

Wien, 28. März. Die „Bolit. Correſp. 
meldet: 

Aus Konſtantinopel: Die oſtrumeliſche Kom⸗ 
miſſion ſoll erſt acht Tage nach Beendigung ihrer 
Arbeiten hierher zurückkehren, fh aber nicht auf⸗ 
loͤſen. 
Aus Skutarl: Es beſtätigt ſich, daß die tür⸗ 
kiſchen Behörden eine ziemlich weit verzweigte Ber- 
ſchwörung der Albaneſen gegen die Autorität des 
Sultans entdeckt haben und dem Ausbruche der an- 
ſcheinend gefährlichen Bewegung durch die Verhaf⸗ 
tung zahlrticher Notabeln zuporgekommen ſind. Es 
wird nur das Eintreffen bedeutender Truppenver⸗ 
ſtärkungen erwartet, um die Entwaffnung der Alba⸗ 
neſen vorzunehmen. 

„ 28. Mätz. Die „Polit. Correſp.“ 
bringt folgende weitere Meldung: 


geſtern, daß ſich das erkrankte 1Ojährige Mädchen 
seitwerfe ſchon außer Bett befinde, daß neut Er- 


lirung und Verbrennung der verſeucht en Häuſer fort- 
dauere und daß er morgen nach Saminows ka in 


wieder anzuſchließen. 
Bern, 28. März. Der Ständerath hat ſich 

76 gegen 49 Stimmen darüber geeinigt, zin Ar- 

tikel 65 der Verfaſſung zu beſeltigen und durch die 


Vergehen darf kein Todtsurtheil gefällt werden 
Körperliche Strafen find un erſagt.“ Somit iſt das 
unbedingte Verbot der Todesſtrafe aufgehoben. Der 
Beſchluß der beiden Räthe unterliegt indeß noch der 
Volksabſtimmung. 

Neapel, 28. März. Der Kaſſatlonshof ver⸗ 
warf heute die von Paſſauante eingereichte Nichtig⸗ 
keits beſchwerde. 

London, 28. März. Unterhaus. 


daß die Unterhandlungen mit Jakub Khan abge- 
brochen feien, und daß der Vormarſch nach Kabul 
anbefohlen je. Die Nachrichten der Regierung 
ſtimmten mit den bezüzlichen Nachrichten des „Stan⸗ 
dard“ nicht überein. 

Konſtantinopel, 28. Mär. Der Sultan 
hat, ungeachtet der vom Mroßvezte Mherebbin Ba- 


ſchafter gemachten bezüglichen Zuſicherungen, din 


Berat für den Biſchof Haſſun in Folge von 


Schritten der Antihaſſuniſten zurück ; . 
Ep Bafhı hat darauf um ie De 
eten 


Waſhington, 28. März. Nach einem vom 


Schaßſekretär Sherman erſtatteten Berichte find in 


den tepten 14 Monaten 377,000,000 Dollars in 


vierprozentigen Obligationen gezeichnet und meiſt in 


Amerika placht worden; damit if zugleich eine Re⸗ 
duktion der ſechsprozentigen Obligationen in gleicher 
Höhe und eine Zinserſparniß im Betrage von 
7 540,000 Dollars bei dem Schapamte eingetreten. 
Der Untauſch der noch übrigen 78,000,000 Dol- 


lars in ſechsprozentigen Obligationen gegen wier 


progentige jet bis zum Ende dieſts Jahres zu er⸗ 
warten. 


Ein tüchtiger 


Zeitungs ⸗Reporter, 


der mit den hieſigen Platzverhältniſſen gut 


Beſcheid weiß, wird zu engagiren geſucht. 
Meldungen Kirchplatz 3 von 11—12 Uhr 
beim Herrn Dr. Grass mann 
erbeten. 


Dr. Klemann telegraphiet aus Wetljanka von 
krankungen nicht vorgekommen jeten, daß die Demo ⸗ 
Quarantäne gehe, um ſich daſelbſt der Kommiſſton 
mit 27 gegen 13 Stimmen, der Nationales mit 


folgende Beſtimmung zu erſetzen: „Wegen politiſcher 


Der Un- 
terſtaatsſekrttär im Departement für Indien, Stan⸗ 
hope, erklärte auf eine Anfrage Forſter's, der Re⸗ 
Hlerung jet keine Nachricht aus Indien zugegangen. 


ſcha dem franzöſiſchen und öſterreichiſchen Bot- 


